
Beilage zu Zwischenbericht 2017, Vorlage Nr. 2746.1 - 15443

Geschäftsart Vorlage

Nummer

Zuständig Verfahrens-

stand

Datum 

Verfahrens-

stand

Titel Frist 

abgelaufen 

am

Begründung der Fristerstreckung Fristerstreckungs-

Antrag

Motion 2235 DI Erheblicherklärung 27.03.2014 Motion der CVP-Fraktion betreffend Standesinitiative 

zur Wiederherstellung der Souveränität der Kantone bei 

Wahlfragen

26.03.2017 Das Motionsanliegen war die Einreichung der Standesinitiative. Die Vereinigte 

Bundesversammlung hat dieser Folge gegeben.

(23.06.2015: Staatspolitische Kommission Ständerat: Der Initiative wird Folge 

gegeben. 18.03. 2016: Nationalrat: Der Initiative wird Folge gegeben.)                                                                          

Antrag: Die Motion sei als 

erledigt abzuschreiben.            

Motion 2239 DI Erheblicherklärung 20.02.2014 Motion von Thomas Werner betreffend Verteilung der 

Asylanten und die dadurch entstehenden Kosten im 

Kanton Zug

19.02.2017 Vorlagen zu erheblich erklärten Motionen sind dem Kantonsrat innert drei Jahren 

seit der Erheblicherklärung zu unterbreiten. Die Vorlage zu einer Änderung des 

SHG wurde vom Regierungsrat im September 2016 verabschiedet und dem 

Kantonsrat unterbreitet (§ 48 Abs. 1 GO KR). Die Motion wird mit der Änderung 

des Gesetzes über die Sozialhilfe im Kanton Zug (Sozialhilfegesetz) behandelt.

(= Teil der Vorlage 2665)

Siehe Begründung

Motion 282 BD Frist erstreckt 02.03.2017 Motion von Christoph Hohler betreffend Radstrecken 

ins Ägerital

Die Frist wurde an der Kantonsratssitzung vom 02.03.2017 stillschweigend 

erstreckt mit der Vorlage Nr. 2635  bis zum Entscheid betreffend vollständigen 

Ausbau der Radstrecke entlang der Kantonsstrasse Nr. 381 Kolinplatz 

(Strasse 25) – Talacher – Nidfuren – Schmittli – Unterägeri – Oberägeri – 

Morgarten – Grenze ZG/SZ (bei Schornen).

Siehe Begründung

Motion 1693 BD Frist erstreckt 25.06.2015 Motion von Anna Lustenberger-Seitz und Berty Zeiter 

betreffend Velo- und Skating-Verbindung ins Sihltal

31.03.2019 Die Frist ist zu erstrecken bis zum Entscheid betreffend vollständigen Ausbau der 

Rad- und Skating-Strecke entlang der Kantonsstrasse bis an die Kantonsgrenze in 

Sihlbrugg.

Siehe Begründung

Motion 2184 BD Erheblicherklärung 30.01.2014 Motion von André Wicki betreffend zwei Ergänzungen 

des Planungs- und Baugesetzes 

29.01.2017 Der Regierungsrat beantragte mit der Verabschiedung der Teilrevision PBG  

(2. Teil) vom 11.04.2017 die Abschreibung der Motion infolge Erledigung. 

(= Teil der Vorlage 2737)

Siehe Begründung

Motion 2220 BD Erheblicherklärung 30.01.2014 Motion von Thomas Villiger betreffend Änderung des 

Planungs- und Baugesetzes

29.01.2017 Der Regierungsrat beantragte mit der Verabschiedung der Teilrevision PBG 

(2. Teil) vom 11.04.2017 den Verzicht auf die Umsetzung der erheblicherklärten 

Motion sowie die gleichzeitige Abschreibung der Motion infolge Erledigung. 

(= Teil der Vorlage 2737)

Siehe Begründung

Motion 2245 BD Erheblicherklärung 30.01.2014 Motion von Cornelia Stocker und Alice Landtwing 

betreffend Änderung § 19 des Planungs- und 

Baugesetzes (PBG)

29.01.2017 Der Regierungsrat beantragte mit der Verabschiedung der Teilrevision PBG 

(2. Teil) vom 11.04.2017  die  Abschreibung der Motion infolge Erledigung. 

(= Teil der Vorlage 2737)

Siehe Begründung

Motion 2486 BD Überweisung an 

Regierungsrat

02.04.2015 Motion von Daniel Abt betreffend Teilrevision Planungs- 

und Baugesetz (Bauanzeige & Arealbebauung) 

01.04.2016 Der Regierungsrat beantragte mit der Verabschiedung der Teilrevision PBG 

(2. Teil) vom 11.04.2017 die teilweise Erheblicherklärung sowie die gleichzeitige 

Abschreibung der Motion infolge Erledigung. 

(= Teil der Vorlage 2737)

Siehe Begründung

Motion 2491 BD Überweisung an 

Regierungsrat

02.04.2015 Motion der Fraktion Alternative - die Grünen betreffend 

Zusatzverkehr auf Bahn und Bus - Massnahmen zur 

Verbesserung des Zuger Modal-Splits

01.04.2016 Die Motion wird im Rahmen der "Grundzüge der räumlichen Entwicklung" 

behandelt. Voraussichtlich im Winter 2017/18.

Einreichung der Vorlage 

bis: 28.02.2018

Postulat 2039 BD Erheblicherklärung 02.05.2013 Postulat der Raumplanungskommission betreffend 

Überprüfung der Ausnützungsziffer bei der Umsetzung 

der Interkantonalen Vereinbarung über die 

Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) im Kanton Zug

01.05.2016 Das Postulat wird zusammen mit der Totalrevision der Verordnung zum Planungs- 

und Baugesetz durch den Regierungsrat im Anschluss an die Beratungen der PBG-

Revision umgesetzt und kann in der Folge vom Kantonsrat abgeschrieben werden. 

(= Teil der Vorlage 2736) 

Siehe Begründung

Interpellation 2606 BD Überweisung an 

Regierungsrat

26.01.2017 Interpellation der Fraktion Alternative – die Grünen 

betreffend Axpo und Misswirtschaft bei 

Atomkraftwerken

13.10.2016 Berücksichtigung der im Dezember 2016 veröffentlichten Unternehmensstrategie 

der Axpo in der Interpellationsantwort. Die Antwort wird voraussichtlich im Sommer 

2017 erfolgen.

Einreichung der Vorlage 

bis: 31.08.2017
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Motion 2124 SD Erheblicherklärung 27.03.2014 Motion der Kommission Polycom zum 

Kantonsratsbeschluss betreffend Bewilligung eines 

Budgetkredits für die Funkerschliessung mit POLYCOM

26.03.2017 Die in der Motion geforderte IKT-Strategie ist von Entscheiden und Entwicklungen 

auf Stufe Bund wie auch Kanton abhängig. Zum einen arbeitet das Bundesamt für 

Bevölkerungsschutz zur Zeit für den Bundesrat einen Bericht zu den Alarmierungs- 

und Telekommunikationssystemen aus, worin definiert wird, welche Technologien 

mit welcher Priorisierung künftig realisiert werden sollen. Die hierfür notwendigen 

Rechtsgrundlagen wird der Bund im Rahmen der Revision des 

Bevölkerungsschutzgesetzes per 2020 schaffen. Um die Interoperabilität der 

Blaulichtorganisationen mit anderen Kantonen und dem Bund sicherstellen zu 

können, wird der Kanton Zug nicht umhinkommen, diese Technologien zu 

übernehmen, umso mehr, als die Kosten unter den genannten Partnern geteilt 

werden. Die massgeblichen Entscheide des Bundesrats und der Fachkonferenzen 

[Regierungskonferenz Militär Zivilschutz und Feuerwehr (RK MZF) sowie die 

Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD)] dürften gegen 

Ende 2017 vorliegen. Zudem muss die kantonale Kommunikationsstrategie mit der 

Neuausrichtung der IT-Strategie des Kantons Zug koordiniert werden, welche 

voraussichtlich Ende Januar 2018 durch den Regierungsrat zuhanden des 

Kantonsrats verabschiedet werden dürfte. 

Einreichung der Vorlage 

bis: 31.12.2018

Postulat 2121 SD Frist erstreckt 07.07.2016 Postulat der Justizprüfungskommission betreffend 

Schaffung einer zentralen Informationsstelle für 

Personen mit erhöhtem Konflikt-/Gewaltpotential

31.12.2016 Keine Fristerstreckung. Die Vorlage wurde dem Kantonsrat in der Zwischenzeit 

überwiesen.

(= Teil der Vorlage 2733, Polizeigesetz)

Siehe Begründung

Motion 2238 FD Frist erstreckt 25.06.2015 Motion der vorberatenden Kommission zur Änderung 

des Organisationsgesetzes betreffend Ergänzungen im 

Organisationsgesetz (§ 7) und im Finanzhaushaltgesetz 

(§§ 45 und 46)

30.06.2016 Die Motion wird mit dem «Finanzhaushaltgesetz» behandelt.

(= Teil der Vorlage 2652) 

1. Lesung traktandiert: KR-Sitzung vom 04.05.2017.

Siehe Begründung

Motion 2391 FD Frist erstreckt 07.07.2016 Motion der CVP-Fraktion betreffend 

Infrastrukturfinanzierung

31.12.2016 Die Motion wird mit dem «Finanzhaushaltgesetz» behandelt.

(= Teil der Vorlage 2652) 

1. Lesung traktandiert: KR-Sitzung vom 04.05.2017.

Siehe Begründung

Motion 2407 FD Rückweisung 25.02.2016 Motion der ad-hoc Kommission zur Untersuchung der 

Vorkommnisse im Projekt ISOV-Einwohnerkontrolle 

betreffend Empfehlungen zur künftigen Abwicklung von 

Informatikprojekten der kantonalen Verwaltung 

(Referenziert mit Vorlage 2488)

24.02.2017 Geplant für KR-Sitzung vom 30.11.2017.

Die Motion bezieht sich auch auf Neuausrichtung/Zukunft AIO.

Einreichung der Vorlage 

bis: 30.11.2017

Motion 2494 FD Überweisung an 

Regierungsrat

02.04.2015 Motion der CVP-Fraktion betreffend Verschärfung der 

gesetzlichen Bestimmungen zur Führung des 

Finanzhaushaltes (Schuldenbremse)

01.04.2016 Die Motion wird mit dem «Finanzhaushaltgesetz» behandelt. 

(= Teil der Vorlage 2652) 

1. Lesung traktandiert: KR-Sitzung vom 04.05.2017.

Siehe Begründung

Interpellation 2372 FD Frist erstreckt 25.06.2015 Interpellation von Daniel Stadlin betreffend 

kostendämpfende Massnahmen im Finanzhaushalt des 

Kantons Zug

30.06.2016 Die Interpelltation wird mit dem «Finanzhaushaltgesetz» behandelt.

(= Teil der Vorlage 2652) 

1. Lesung traktandiert: KR-Sitzung vom 04.05.2017.

Siehe Begründung

Interpellation 2488 FD Rückweisung 

(vollständig)

25.02.2016 Interpellation von Florian Weber, Andreas Hürlimann 

und Philip C. Brunner betreffend Software-Beschaffung 

für die Einwohnerkontrolle

24.02.2017 Geplant für KR-Sitzung vom 30.11.2017.

Die Interpellation bezieht sich auch auf Neuausrichtung/Zukunft AIO.

Einreichung der Vorlage 

bis: 30.11.2017

Postulat 2294 SKA Frist erstreckt 25.06.2015 Postulat der SVP-Fraktion betreffend 45 Ämter sind 

genug

31.03.2017 Das Postulat wird mit dem «Projekt Regierung und Verwaltung 2019» behandelt.

(= Teil der Vorlage 2659)

Siehe Begründung

Postulat 2586 SKA Überweisung an 

Regierungsrat

25.02.2016 Postulat der SP-Fraktion, der SVP-Fraktion und der 

Fraktion Alternative - die Grünen 

sowie von Thomas Lötscher, Thomas Gander, Daniel 

Stuber, Karen Umbach, Monika 

Weber, Claus Soltermann und Willi Vollenweider 

betreffend Projekt Regierung und Verwaltung 2019

24.02.2017 Das Postulat wird mit dem «Projekt Regierung und Verwaltung 2019» behandelt.

(= Teil der Vorlage 2659)

Siehe Begründung
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